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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Conrad, Schreiner, Brück, Fischer 
(Homburg), Frau Bulmahn, Dr. Jens, Frau Steinhauer, Großmann, Frau Dr. Niehuis, 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk, Jungmann, Gansei, Miller (Lübeck), Bahr, Jansen, 

Frau Simonis, Kuhlwein, Frau Blunck, Heyenn, Graf, Büchner (Speyer), 
Daubertshäuser, Waltemathe, Scherrer, Büchler (Hof), Frau Weiler, Andres, 

Frau Faße, Frau Becker-Inglau, Reschke, Bernrath, Dr. Vogel und der Fraktion 
der SPD 
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Auswirkungen des öffentlichen Auftragswesens auf die regionale 
Wirtschaftsstruktur 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft, Dr. Riedl, hat mit Schreiben vom 27. Januar 1988 
namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt beant- 
wortet: 


1. Wie hoch ist das gesamte Volumen der Aufträge des Bundes und 
seiner Unternehmen im Jahre 1986, und welcher Beschäftigungs- 
effekt geht von ihnen aus? 

Das Auftragsvolumen des Bundes einschließlich Bundesbahn und 
Bundespost an öffenthchen Bau- und Lieferaufträgen behef sich 
im Jahre 1986 nach hier vorhegenden Informationen auf ca. 
54 Mrd. DM. 

Der von Ihnen genannte Auftragswert von ca. 200 Mrd. DM ist die 
geschätzte Obergrenze aller öffenthchen Aufträge bei Bund, Län- 
dern und Gemeinden pro Jahr. 

Der aus den öffenthchen Aufträgen zu erzielende Beschäftigungs- 
effekt kann nicht konkret genannt werden. Aus internen Berech- 
nungen über die Beschäftigungswirkung von Bauinvestitionen er- 
gibt sich allerdings, daß im Durchschnitt aus 1 Mrd. DM pro Jahr 
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derzeit ein Beschäftigungseffekt für 12 000 bis 14 000 Erwerbs- 
tätige möglich erscheint. 


2. Wie verteilt sich dieses Volumen und sein Beschäftigimgseffekt auf 
die einzelnen Bundesländer? 

Konkrete Angaben über die regionale Aufteilung der öffentlichen 
Aufträge aller Bundesressorts einschließhch Bundesbahn und 
Bundespost hegen der Bundesregierung nicht vor (nähere Einzel- 
heiten siehe Antwort zu Frage 3). Eine Statistik wird darüber nicht 
erstellt. Lediglich von vier öffenthchen Auftraggebern des Bundes 
hegen z. Z. entsprechende Zahlen vor. 

Es können daher auch keine Aussagen zu dem hieraus resultie- 
renden Beschäftigungseffekt in den Regionen gemacht werden. 


3. Welchen Anteil (in Prozent) an öffentlichen Aufträgen der Deut- 
schen Bundespost, Deutschen Bundesbahn, Bundeswehr und an 
der Forschungsförderung des Bundes erhielten die einzelnen Bun- 
desländer im Jahre 1986 im Verhältnis zu ihrem Anteil am Brutto- 
inlandsprodukt (in Prozent) Und im Verhältnis zur Erwerbstätigen- 
zahl (in Prozent)? 


Der Anteil der öffenthchen Aufträge, die 1986 von Bundespost, 
Bundesbahn, Bundeswehr und an Forschungsförderung des Bun- 
des in die einzelnen Bundesländer vergeben wurde, sowie deren 
Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) und zum Anteil der 
Erwerbstätigen ergibt sich aus der folgenden Aufstellung: 


Regionale Aufteilung (in v. H.) Anteile am Bundesgebiet 1986^) 



der Inlandsaufträge ^) 

DBP DB BMVg 

von 

Forschungs- 

ausgaben 

(Bund) 

BIP 

in jeweiligen Preisen 
- in V. H. - 

Erwerbstätige 

Schleswig- Holstein 

1,8 

1,1 

7,8 

3,2 

3,5 

3,7 

Hamburg 

2,3 

8,8 

3,7 

7,0 

4,7 

3,2 

Niedersachsen 

7,0 

13,6 

4,2 

8,0 

9,8 

10,8 

Bremen 

1,1 

0,6 

7,8 

2,1 

1,4 

1,3 

Nordrhein-Westfalen 

11,7 

24,7 

17,7 

26,8 

26,4 

25,6 

Hessen 

7,5 

15,2 

6,0 

6,5 

9,8 

9,3 

Rheinland-Pfalz 

2,5 

2,0 

2,4 

1,3 

5,3 

5,5 

Baden- Württemberg 

20,5 

17,4 

18,2 

22,1 

16,1 

16,5 

Bayern 

32,1 

14,2 

31,1 

17,3 

17,8 

19,0 

Saarland 

0,6 

1,4 

1,1 

0,7 

1,5 

1,6 

Berhn 

12,5 

1,1 

0,0 

5,8 

3,8 

3,4 


^) Stand: 6. Mai 1987 

^) Quelle: Wirtschaftswoche vom 4. September 1987; die Zahlen wurden nachträglich von betroffenen Ressorts bestätigt. 
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Die Aussagefähigkeit der vorgenannten Zahlen ist jedoch 
begrenzt. Aus den vorliegenden Zahlen ist nur abzulesen, in 
welchem Umfang die Direktaufträge an die in den einzelnen 
Bimdesländern ansässigen Firmen vergeben wurden. Sie lassen 
jedoch keine Aussage zu, ob und in welchem Umfang die Lei- 
stung tatsächlich im jeweiligen Bundesland erwirtschaftet worden 
ist. 

In der heutigen arbeitsteiligen Wirtschaft ist es üblich, daß der 
Hauptauftragnehmer z. T. umfangreiche Leistungen in Form von 
Unteraufträgen an andere Unternehmen vergibt oder sie in 
Betriebsstätten außerhalb seines Sitzlandes erstellen läßt. Über 
das Auftragsvolumen dieser Unteraufträge liegen der Bundes- 
regierung keine Informationen vor. 

Aussagen zum möglichen Beschäftigungseffekt lassen sich auf- 
grund der fehlenden Zahlen (siehe auch Antwort zu Frage 2) nicht 
machen, sie wären in bezug auf die erteüten Unteraufträge auch 
wenig aussagekräftig, da sie regional nicht zuordenbar sind. 


4. Wie werden sich diese Verhältniszahlen für das Jahr 1987 und die 
kommenden Jahre entwickeln? 

Eine Aussage zur Entwicklung der Verhältniszahlen für das Jahr 
1987 und die folgenden Jahre kann z. Z. noch nicht getroffen 
werden, da endgültige Zahlen aufgegliedert nach Ländern weder 
zum BIP noch zur Anzahl der Erwerbstätigen noch zum Volumen 
der öffentlichen Aufträge für 1987 vorliegen. 


5. Wie verhalten sich dagegen die Haushaltsansätze der beiden 
Gemeinschaftsaufgaben und der von ihnen ausgehende Beschäf- 
tigungseffekt in den einzelnen Bundesländern? 

a) Bei der Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" setzen sich die Haushalts- 
mittel aus den Normalansätzen und den Mitteln für befristete 
SonderprogrammeZ-maßnahmen in besonders vom Struktur- 
wandel betroffenen Regionen zusammen. 

Während sich die Verteilung der Mittel des Normalansatzes auf 
die einzelnen Bundesländer nach der jeweihgen Förder- 
gebietsbevölkerung richtet, sind die Mittel für Sonderpro- 
grammeZ-maßnahmen vorwiegend an der Zahl der zu schaffen- 
den Ersatzarbeitsplätze bzw. an der zu schaffenden wirtschafts- 
nahen Infrastruktur in den Regionen mit starken Strukturpro- 
blemen ausgerichtet. 

Der Normalansatz der Haushaltsmittel der o. g. Gemeinschafts- 
aufgabe betrug 1986 und 1987 je 551,5 Mio, DM; für das Jahr 
1988 sind 570 Mio, DM vorgesehen. Hinzu kommen noch 
Haushaltsmittel für SonderprogrammeZ-maßnahmen in diesen 
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Jahren; sie betrugen 1986 40 Mio. DM, 1987 120 Mio. DM und 
werden 1988 220 Mio. DM betragen. 

Die Verteilung der Haushaltsmittel 1988 auf die einzelnen Bun- 
desländer für Normalansatz imd SonderprogrammeZ-maßnahmen 
(jeweüs in Mio. DM) ist nachfolgender Tabelle zu entnehmen: 



SH 

Nds 

Bre 

NRW 

Hess 

RhPf 

X Saarl 

Ba.Wü 

Bay 

insg. 

Normalansatz 

73,4 

152,2 

4,2 

85,9 

44,7 

46,8 

29,6 

1,5 

131,4 

570,0 

Sonderprogr.Z 

-maßnahmen 

25,0 

15,0 

60,0 

60,0 

/ 

15,0 

30,0 

/ 

15,0 

220,0 

Gesamtmittel 
in % 

12,5 

21,2 

8.1 

18,5 

5,7 

7,8 

7,5 

0,2 

18,5 

100 


(Dazu kommen Steuermindereinnahmen durch die Gewährung 
der regionalen Investitionszulage in Höhe von jährlich 0,7 Mrd. 
DM). 

Allein im Jahre 1986 wurde ein Investitionsvolumen der ge- 
werblichen Wirtschaft in Höhe von rd. 17 Mrd. DM gefördert 
und auf diese Weise rd. 40 000 neue Arbeitsplätze geschaffen 
und rd. 70 000 Arbeitsplätze gesichert. Im Bereich der wirf- 
schaftsnahen Infrastruktur wurde 1986 ein Investitionsvolumen 
von rd. 330 Mio. DM gefördert. 

Die Verteilung der neuen und gesicherten Arbeitsplätze im 
Jahre 1986 auf die einzelnen Bundesländer ist nachfolgender 
Tabelle zu entnehmen: 



SH 

Nds 

Bre 

NRW 

Hess 

RhPf 

Saarl. 

Ba.Wü 

Bayern 

insg. 

neue Arbeits- 
plätze 1986 

rd. 

3000 

rd. 

9 000 

rd. 

1000 

rd. 

6500 

rd. 

3 000 

rd. 

2500 

rd. 

1500 

rd. 

1500 

rd. 

12 000 

rd. 

40000 

gesicherte 

Arbeitsplätze 

1986 

rd. 

6300 

rd. 

21000 

/ 

rd. 

1000 

rd. 

5900 

rd. 

1300 

/ 

/ 

rd. 

34 500 

rd. 

70000 


Damit hat die Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" einen nachhaltigen 
Beitrag zur Verbesserung der Wirtschaftskraft und Arbeits- 
platzentwicklung in den Förderregionen der einzelnen Bundes- 
länder geleistet. 

b) Für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruk- 
tur und des Küstenschutzes" sind im Bundeshaushalt 1988 
Bundesmittel in Höhe von 1,485 Mrd. DM vorgesehen. Zu die- 
sem Betrag kommen noch die entsprechenden Landesmittel 
(40 % bei den agrarstrukturellen und 30 % bei den Küsten- 
schutzmaßnahmen) hinzu, so daß ein Gesamtmittelvolumen 
von rd. 2,44 Mrd. DM zur Verfügimg steht. 
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Darin enthalten ist ein Mindestbetrag von insgesamt 692 Mio. 
DM, der für die Gewährung der Ausgleichszulage zur Auf- 
rechterhaltung der Landbewirtschaftung und Erhalhmg der 
Kulturlandschaft in den benachteiügten Gebieten festgelegt 
wurde; damit wird der hohe Stellenwert unterstrichen, den 
Bund und Länder der Förderung in den benachteiligten Gebie- 
ten beimessen. 

Die Bimdesmittel verteilen sich auf die Bundesländer wie folgt: 



Bundesmittel 
Mio. DM 

davon Mindestbetrag 
für Ausgleichszulage 

Mio. DM 

Schleswig-Holstein 

135,039 

19,628 

Hamburg 

13,822 

0,193 

Niedersachsen 

321,142 

73,346 

Bremen 

6,845 

0,245 

Nordrhein-Westfalen 

146,449 

22,874 

Hessen 

100,608 

28,219 

Rheinland-Pfalz 

117,056 

26,398 

Baden- Württemb erg 

218,098 

66,757 

Bayern 

409,917 

174,287 

Saarland 

14,971 

2,859 

Berlin 

1,053 

0,133 

Summe 

1 485,000 

414,939*) 


* ) 60 % von 692 Mio. DM 


Die mit Mitteln dieser Gemeinschaftsaufgabe geförderten Maß- 
nahmen tragen nicht nur zur Sicherung von Arbeitsplätzen in der 
Landwirtschaft bei, sondern bewirken auch positive Beschäf- 
tigungseffekte im (vorwiegend mittelständisch geprägten) Hand- 
werk und Gewerbe im ländlichen Raum. 

Eine quantitative Darstellung der Beschäftigungseffekte nach 
Bundesländern ist leider nicht möglich. Neuere Untersuchungen 
hierzu liegen nicht vor. 


6. Wie bewertet die Bundesregierung dieses Verhältnis im Hinblick 
auf ihre eigenen Aussagen zur Problematik der auseinandergehen- 
den Wirtschaftsentwicklung im Bundesgebiet im „Raumordnungs- 
bericht 1986" und im 15. Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur"? 


Ein isolierter Vergleich des Volumens der öffenthchen Aufträge 
und der Haushaltsmittel der Bund-Länder-Gemeinschaftsauf- 
gaben in einzelnen Regionen bzw. Bundesländern läßt keine 
Rückschlüsse auf die Bedeutung dieser Hüfen für die Entwicklimg 
der regionalen Wirtschaftskraft zu. 
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Hilfen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgaben können nur ein 
Baustein im Rahmen eines umfassenden Entwicklungskonzeptes 
für die jeweilige einzelne strukturschwache Region sein. Nach 
dem Grundgesetz ist es Sache der für die regionalwirtschafüiche 
Entwicklung zuständigen Länder und Regionen solche Entwick- 
limgskonzepte zu erarbeiten, die verfügbaren Hilfen von Län- 
dern, Bimd und Europäischer Gemeinschaft zu wirksamen Pro- 
grammen zu bündeln und dabei auch in allen anderen raumwirk- 
samen Pohtikbereichen für eine angemessene Berücksichtigung 
der Interessen ihrer Regionen durch rechtzeitige und wirksame 
Artikulierung regionalpolitischer Bedürfnisse Sorge zu tragen. 
Der Bund kann bei der Entwicklung der Regionen zwar flankie- 
rende Hilfen gewähren, muß dabei aber die primären Zielsetzun- 
gen der jeweiligen Politikbereiche vorrangig berücksichtigen, da 
andernfalls gravierende Effizienzverluste unvermeidbar sind. 


7. Welcher Anteil der öffentlichen Aufträge wird im Wege Öffentlicher 
Ausschreibungen und welcher Anteil ohne solche Ausschreibun- 
gen erteilt? 


Eine Aussage zum Anteil der Aufträge, die dem Grundsatz der 
öffentlichen Ausschreibung aufgrund von Ausnahmetatbeständen 
entzogen worden sind, läßt sich nicht treffen, da entsprechende 
Statistiken nicht erstellt werden. 


8. Wie bewertet die Bundesregierung die Chance, in öffentliche Aias- 
schreibungen regional wirtschaftliche Belange einzubeziehen? 

Regionalwirtschaftliche Belange in öffentliche Ausschreibungen 
einzubeziehen, ist nicht mit den geltenden Vergaberegelungen, 
die mit allen gesellschaftlichen Gruppen (Bund, Länder, Gemein- 
den, Wirtschaft und DGB) abgestimmt sind, in Einklang zu 
bringen. 

Das Haushaltsrecht des Bundes (§ 55 BHO) sowie die hieraus 
resultierenden Vergaberegelungen 

— Verdingungsordung für Leistungen - ausgenommen Baulei- 
stungen - (VOL) und 

— Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB) 

schreiben in ihren Regelungen eine rein wettbewerblich aus- 
gerichtete Auftrags vergäbe vor, wobei der Zuschlag dem Angebot 
zu erteilen ist, das unter Abwägung aller Kriterien sich als das 
wirtschaftlichste erweist. Die Berücksichtigung regionalwirt- 
schafthcher Belange im öffentlichen Auftragswesen gilt als sog. 
vergabefremder Aspekt und darf daher mit Ausnahme der unter 
Ziffer 9 ausgeführten Fälle bei den Kriterien zur Vergabeentschei- 
dung nicht berücksichtigt werden. 
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9. In welche Aufträge fließen bisher schon regionalwirtschaftliche 
Kriterien bei der Ausschreibung bzw. der Auftragserteilung ein? 

Abweichend von den unter 8. dargelegten Grundsätzen spielen 
regionalwirtschaftliche Kriterien im öffentlichen Auftragswesen 
nur aufgrund der sog. Zonenrand-ZBerlin-Richtlinien, beruhend 
auf § 2 Abs. 3 Zonenrandförderungsgesetz, eine Rolle. Die o. g. 
Richtlinien legen fest, daß Unternehmen aus dem Zonenrand- 
gebiet und aus Berlin (West) bei der Vergabe öffentlicher Auf- 
träge bevorzugt berücksichtigt werden, indem bei ihnen Mehr- 
preise von 0,5 % bis 6 % bezogen auf das wirtschaftlichste Ange- 
bot, möglich sind. Durch diese Regelung soll der durch die Tei- 
lung Deutschlands bedingte Standortnachteil ausgeglichen 
werden. 

Abgesehen vom vorgenannten gibt es die Verpflichtung zur Auf- 
teilung in einzelne Lose, sofern dies wirtschaftlich geboten ist, 
damit eine breite Streuung der Aufträge, insbesondere auch auf 
kleine und mittlere Unternehmen, erzielt werden kann, was indi- 
rekt auch zu einer größeren regionalen Streuung führen kann. 


10. Welche Aufträge lassen sich nach Ansicht der Bundesregierung 
aufgrund ihres bundesweiten Bezuges regional aufsplitten? 

Unabhängig davon, daß - wie in 8. dargelegt - eine regionale 
Aufteilung über die zu 9. genannten Sonderfälle hinaus nicht 
zulässig wäre, ist eine Aussage, welche Aufträge sich aufgrund 
der Möglichkeit eines bundesweiten Bezugs regional aufteüen 
lassen, nicht möglich. Die Bedarfspalette der öffentlichen Hand 
beinhaltet nahezu alles, was von Handel, Handwerk und Industrie 
angeboten wird. Daß sich gelegentlich nur Unternehmen aus 
bestimmten Regionen um bestimmte Aufträge bewerben und 
auch den Zuschlag erhalten, liegt an der unterschiedlichen 
Kostenlage der Unternehmen sowie auch an den unterschied- 
lichen wirtschaftlichen Strukturen der einzelnen Bundesländer. 
Letzteres bewirkt, daß für bestimmte Produkte nur ein ganz 
beschränkter regionaler Markt vorhanden ist. 


11. Welche Wechselwirkungen ergeben sich zwischen den Standorten 
der auftragserteilenden Bundeseinrichtungen und den Standorten 
der auftragserhaltenden Unternehmen? 


Aussagen zu Wechselwirkungen zwischen den Standorten der 
auftragsvergebenden Bundeseinrichtungen und den Standorten 
der Auftragnehmer lassen sich nicht treffen. 
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